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1.  Begehren 

Mit diesem Ratschlag beantragt der Regierungsrat dem Grossen Rat, gestützt auf den part-
nerschaftlichen Bericht der Regierungen Basel-Stadt und Basel-Landschaft sowie den Be-
richt der Universität Basel über ihr Konzept zur Sanierung der Personalvorsorgeeinrichtun-
gen der Universität, einen einmalig auszuzahlenden Kredit als Beitrag des Kantons Basel-
Stadt zum Begleichen des Arbeitgeberanteils an der Sanierung der Anschlussverträge der 
Universität Basel bei der Pensionskasse des Kantons Basel-Stadt BKBS) und der Basel-
landschaftlichen Pensionskasse (BLPK). Der Arbeitgeberanteil ist die Hälfte der Deckungs-
lücke. Der Anteil des Kantons Basel-Stadt beträgt gemäss Trägerquote für die Universität 
49,8 % des Arbeitgeberanteils, 50,2 % ist der Anteil des Kantons Basel-Landschaft. Mit 
Stand vom August 2011 beträgt die Deckungslücke für beide Vorsorgewerke 98 Mio. Fran-
ken. Es soll die Deckungslücke ausfinanziert werden, die zum Zeitpunkt der Gültigkeit der 
beiden Parlamentsbeschlüsse besteht Per August 2011 beträgt der basel-städtische Anteil 
am Arbeitgeberteil des Sanierungsbeitrags 24.55 Mio. Franken. 

2.  Ausgangslage 

Gemäss Staatsvertrag über die gemeinsame Trägerschaft der Universität Basel hat die Uni-
versität auf den 1. Januar 2008 eigene Personalvorsorgeeinrichtungen geschaffen, die den 
für bikantonale Vorhaben geltenden BS/BL Standards genügen. Unbefristet Angestellte sind 
im Leistungsprimat bei der PK BS versichert, allerdings in einem Vorsorgeplan, der von je-
nem für die Staatsangestellten des Kantons Basel-Stadt abweicht und sich vom Kostenni-
veau her an jenes der Pensionskasse für das Staatspersonal des Kantons Basel-Landschaft 
(BLPK) anlehnt. Befristet Angestellte der Universität sind im Beitragsprimat bei der BLPK 
versichert. Der Übertritt der Versicherten in die neue Versicherungslösung wurde auf Beginn 
2008 zu 100 % ausfinanziert. 
 
Wie bei den Pensionskassen der Kantonsangestellten sind auch bei den Anschlussverträ-
gen der Universität aufgrund der Finanzkrise die Deckungsbeiträge erheblich gesunken. Das 
Gesetz für die Pensionskasse des Kantons Basel-Stadt erfordert zwingend eine Sanierung 
bei der Unterschreitung des Deckungsgrades von 95 % (unter Beteiligung der Arbeitneh-
menden). Auch von der BLPK wurde die Universität aufgefordert, entsprechende Massnah-
men einzuleiten. 
 
Die Regierungen sind übereingekommen, den Arbeitgeberanteil an allfälligen Sanierungen 
beider Pensionskassen gemäss Finanzierungsquote – also praktisch je hälftig – zu tragen. 
Diese Kosten hätten sinnvollerweise in den Globalbeitrag 2010–2013 integriert werden sol-
len. Da aber bei der Verabschiedung der Parlamentsvorlage für die Leistungsperiode   
2010–2013 im April 2009 die betreffenden Daten noch nicht vorlagen, musste für diese Kos-
tenposition eine separate Vorlage in Aussicht genommen werden. Dementsprechend haben 
die Regierungen in der Vorlage für die Leistungsperiode 2010–2013 unter Ziff. 5.4 auf die 
anstehende Sanierung der PK hingewiesen und die jetzt übermittelte Vorlage angekündigt. 
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In der Bilanz 2009 ist für den Anteil des Kantons Basel-Stadt an der Sanierung der PK der 
Universität bereits eine Rückstellung von 18,9 Mio. Franken ausgewiesen worden. 
 
Für die weiteren sachbezogenen Ausführungen erlauben wir uns, auf den beiliegenden Be-
richt der beiden Regierungen sowie auf den Bericht der Universität Basel über ihr Sanie-
rungskonzept hinzuweisen. 

3. Antrag 

Das Finanzdepartement hat den vorliegenden Ratschlag gemäss § 55 des Gesetzes über 
den kantonalen Finanzhaushalt (Finanzhaushaltgesetz) vom 16. April 1997 überprüft. 
 
Gestützt auf den Bericht der Regierungen der Kantone Basel-Stadt und Basel-Landschaft 
über die Sanierung der Personalvorsorgeeinrichtungen der Universität Basel vom 20. De-
zember 2011 beantragen wir dem Grossen Rat folgenden Beschluss: 
 
 
://:  Der nachstehende Beschlussentwurf wird angenommen. 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

       
 
Dr. Carlo Conti Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Regierungsvizepräsident Staatsschreiberin 
 
 
 
 
 
 
 
Beilagen 

1. Entwurf Grossratsbeschluss 
2. Bericht des Regierungsrats des Kantons Basel-Stadt und Regierungsrats des Kantons 
    Basel-Landschaft über die Sanierung der Personalvorsorgeeinrichtungen der Universität 
 Basel vom 13. Dezember 2011 
3. Konzept zur Sanierung der Personalvorsorgeeinrichtungen der Universität vom 26. April 
 2010. 
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Grossratsbeschluss 
 
 

betreffend Sanierung der Personalvorsorgeeinrichtungen der Uni-
versität Basel vom 
 
 
 
(vom [Hier Datum eingeben]) 
 
 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, nach Einsicht in den Ratschlag des Regierungsra-
tes Nr. …. vom ….. und in den Bericht Nr. [Hier Nummer des GRK-Berichts eingeben] der 
[Hier GR-Kommission eingeben]-Kommission, beschliesst: 

 
://: 1. Als Beitrag des Kantons Basel-Stadt an den Arbeitgeberanteil zur Behebung der 

Deckungslücke der Anschlussverträge der Universität Basel bei der Pensions-
kasse des Staatspersonals des Kantons Basel-Stadt sowie der Basellandschaft-
lichen Pensionskasse, wird gemäss Finanzierungsquote auf Grundlage des 
Staatsvertrags über die gemeinsame Trägerschaft der Universität Basel vom Ju-
ni 2006 ein Anteil von 49,8 % (Stand Leistungsperiode 2010–2013) bewilligt 
(Stand 31. August 2011: 24,55 Mio. Franken).  

 
 2.  Mehrausgaben, die sich aus einer allfälligen Erhöhung der Deckungslücke erge-

ben, werden mitbewilligt. Es gilt die Höhe der Deckungslücke zu dem Monatsen-
de, das der Gültigkeit der Parlamentsbeschlüsse des Grossen Rates wie des 
Landrats folgt.  

 
 3. Der Beschluss steht unter dem Vorbehalt eines entsprechenden Beschlusses 

des Landrats des Kantons Basel-Landschaft. 
 
 
  Dieser Beschluss ist zu publizieren; er unterliegt dem Referendum. 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 

REGIERUNGSRAT DES KANTONS BASEL-LANDSCHAFT 
REGIERUNGSRAT DES KANTONS BASEL-STADT 
 

  

 

 
 
 
 
 
 
 
 

  

 

 
 
 
 
 
 
Von den Regierungen verabschiedet am 20. Dezember 2011 
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Zusammenfassung 

 
Als Folge der gemeinsamen Trägerschaft der Universität wurde die vorherige Vielzahl von 
Personalvorsorgeeinrichtungen zu zwei Anschlussverträgen bei den kantonalen Pensions-
kassen zusammengeführt. Diese Verträge erfüllen die Standards, die dem Staatsvertrag 
zugrunde liegen. Fest Angestellte der Universität sind bei der PKBS versichert, temporär 
Angestellte bei der BLPK. Seither hat sich aufgrund der schlechten Börsenlage bei beiden 
Pensionskassen ein Sanierungsbedarf ergeben. Bei der PKBS ist gemäss Vorgaben des 
Pensionskassengesetzes eine Sanierung für das Staatspersonal durchgeführt worden, die 
zur Hälfte vom Kanton als Arbeitgeber und zur Hälfte von der Arbeitnehmerschaft finanziert 
wurde. Bei der BLPK ist derzeit noch offen, wie die Sanierung durchgeführt werden soll. 
Dennoch wird mit dieser Vorlage die für die Sanierung der Anschlussverträge der Universität 
notwendige Summe beantragt. 
 
Der Anschlussvertrag der Universität bei der PKBS wies per 31. Dezember 2009 eine De-
ckungslücke von CHF 73,2 Mio. aus. Nach einer Verbesserung der Situation im Jahr 2010 
haben sich die Werte 2011 wieder deutlich verschlechtert. Ende August 2011 betrug der De-
ckungsgrad 86 %, was einer Deckungslücke von CHF 95 Mio. entspricht. Der Anschlussver-
trag bei der BLPK erfuhr eine parallele Entwicklung. Per 31. Dezember 2009 wies er eine 
Deckungslücke von CHF 1,5 Mio. aus, zum Stichtag 31. August 2011 betrug sie CHF 3,6 
Mio. Gesamthaft beträgt die Deckungslücke für die Vorsorgewerke der Universität im August 
2011 also CHF 98,6 Mio. Die Hälfte davon ist von den Versicherten beizusteuern, sodass für 
den Arbeitgeber – die Universität bzw. in diesem Fall die beiden Trägerkantone – bei einer 
Sanierung auf diesen Stichtag eine Summe von CHF 49,3 Mio. verbliebe. Diese ist zwischen 
den Trägerkantonen paritätisch aufzuteilen. Gemäss Trägerquote für die Leistungsperiode 
2010–2013 übernehmen die Trägerkantone ihren Anteil zu 50,2 % (BL) und zu 49,8 % (BS). 
Beide Kantone haben dafür in den Staatsrechnungen Rückstellungen getätigt.  
 
In der Parlamentsvorlage zum Leistungsauftrag 2010–2013 der Universität hatten die Regie-
rungen bereits auf die Notwendigkeit der Nachfinanzierung von Sanierungsbeiträgen hinge-
wiesen. 
 
Den beiden Parlamenten wird beantragt, die Auszahlung des gemäss Trägerquote 2010– 
2013 auf den Kanton entfallenden Arbeitgeberanteil zur Ausfinanzierung der Vorsorgeein-
richtungen der Universität auf das auf den Zeitpunkt der Gültigkeit der beiden Parlaments-
beschlüsse folgende Monatsende sowie die Auflösung der Rückstellungen zur Sanierung 
der Vorsorgelösung der Universität zu genehmigen. 

1. Ausgangslage 

1.1 Berufliche Vorsorge des Personals der Universität Basel 

Als Folge der gemeinsamen Trägerschaft durch die Kantone Basel-Stadt und Basel-
Landschaft hat der Universitätsrat die berufliche Vorsorge für das Personal der Universität 
im Jahr 2008 neu geregelt und vereinheitlicht. Die zuvor in verschiedenen Kassen Versicher-
ten wurden neu in zwei Vorsorgewerken zusammengeführt. Unbefristet angestellte Mitarbei-
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tende der Universität sind im Leistungsprimat bei der Pensionskasse Basel-Stadt (PKBS) 
versichert. Sie haben einen eigenen Vorsorgeplan und seit 1. Januar 2009 ein von der Pen-
sionskasse für die Staatsangestellten des Kantons Basel-Stadt abweichendes Leistungspro-
fil. Befristet Angestellte der Universität sind seit 2008 im Beitragsprimat bei der Baselland-
schaftlichen Pensionskasse (BLPK) versichert. 
 
Die neue Vorsorgelösung entspricht den Bestimmungen des Universitätsvertrags und den 
Standards für gemeinsam von den Kantonen Basel-Stadt und Basel-Landschaft geführte In-
stitutionen. Mit diesen Standards soll sichergestellt werden, dass keiner der beiden Träger-
kantone mit öffentlichen Geldern eine Lösung unterstützt, die das Niveau des jeweiligen 
Kantons übertreffen würde. So war bei der Universität, deren Angestellte zuvor grösstenteils 
im teureren Vorsorgewerk des Staatspersonals von Basel-Stadt versichert waren, sicherzu-
stellen, dass  
- die Vorsorgelösung das Niveau des basellandschaftlichen Staatspersonals und der 

BLPK nicht übersteigt,  
- die Anschlussverträge eine vollständig getrennte, eigene Rechnungsführung aufweisen,  
- die finanziellen Rahmenbedingungen gemäss der Parlamentsvorlage zum Universitäts-

vertrag eingehalten sind (LRV 2006/179 vom 27. Juni 2006 / Ratschlag 06.1043.01). 
 
Diese Auflagen bedingten aufwändige Verhandlungen der Universitätsleitung einerseits mit 
den Arbeitsnehmervertretungen der Universität und andererseits mit der PKBS. Der Prozess 
konnte im Verlauf des Jahres 2008 erfolgreich durchgeführt werden, sodass die Universität 
mit der neuen Vorsorgelösung die Vorgaben bezüglich Wirtschaftlichkeit, Leistungen und 
Leistungsstandards einhält. Die Regierungen der Trägerkantone haben deshalb am 23. Sep-
tember 2008 die Einführung der neuen Vorsorgelösung per 1. Januar 2009 genehmigt (ge-
mäss § 16 Abs. 3 und § 21 Abs. 1 Bst. f Universitätsvertrag).  
 
Den Bestimmungen des Staatsvertrags folgend, wurde die beim Übertritt der Versicherten in 
die neue Vorsorgelösung bestehende Deckungslücke vom Kanton Basel-Stadt per Ende 
2007 zu 100 % ausfinanziert. Dafür wurde ein Betrag von CHF 98,5 Mio. aufgewendet. Die 
neuen Vorsorgewerke starteten somit per 1. Januar 2008 mit einem Deckungsgrad von    
100 %, jedoch ohne Schwankungsreserve zur Absicherung von Risiken. 
 
Bereits im Jahr 2008, also während den sozialpartnerschaftlichen Verhandlungen zum neu-
en Vorsorgeplan, verschlechterte sich allerdings die Finanzlage der Pensionskassen. Für 
das Universitätspersonal bedeutete schon die Überführung in den neuen Vorsorgeplan eine 
deutliche Leistungsreduktion, die sich nun mit zusätzlichen Sanierungsbeiträgen aufgrund 
der neuen Deckungslücke kumuliert. Dieser Umstand ist personalpolitisch für die Universität 
heikel und belastend. Dennoch werden sowohl der neue Vorsorgeplan wie auch die nötigen 
Sanierungsmassnahmen vom Personal mitgetragen. 

1.2 Sanierungsbedarf der Vorsorgewerke 

Wie bei den Vorsorgewerken der jeweiligen Kantonsangestellten sind auch bei den An-
schlussverträgen der Universität bei der PKBS und der BLPK die Deckungsgrade aufgrund 
der Finanzkrise bereits 2008 erheblich gesunken. Die Gesamtperfomance per Ende 2008 
betrug bei der PKBS -10,9 %, bei der BLPK -14,8 %. Dies führte per Ende 2008 bei beiden 
Vorsorgeeinrichtungen zu einer Unterdeckung und einem Abrutschen des Deckungsgrades 
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auf 85 % bei der PKBS bzw. 87 % bei der BLPK. Dank einer besseren Performance im Jahr 
2009 bei der PKBS von 10,4 % bzw. bei der BLPK von 9,5 % stieg der Deckungsgrad bei 
der PKBS per 31.12.2009 wieder auf 89,1 % und bei der BLPK auf 96,7 %. Die gesamte 
Deckungslücke belief sich auf CHF 74,7 Mio. Per Ende 2010 verbesserten sich die De-
ckungsgrade bei den Anschlussverträgen der PKBS auf 91,0 % und bei denjenigen der 
BLPK auf 99 %. Die Deckungslücke per 31. Dezember 2010 betrug insgesamt CHF 61,284 
Mio. Per Ende August 2011 hat sich aufgrund der aktuellen Entwicklungen der Deckungs-
grad wieder verschlechtert (86 % PKBS / 94 % BLPK). 
 
Tabelle 1: Entwicklung Performance und Deckungsgrad 

 Anschluss-

vertrag PKBS 

Anschluss-

vertrag BLPK 

(nur Aktive)
2)
 

Unterdeckung 

Total (CHF) 

Performance - 10,9 % - 14,8 %  

Deckungsgrad 85 % 87 %  
 

31.12.2008 

Deckungslücke 
(CHF) 

- 95,1 Mio. - 5,4 Mio. - 100,5 Mio. 

Performance 10,4 % 9,5 %  

Deckungsgrad 89,1 % 96,7 %  
 

31.12.2009 

Deckungslücke 
(CHF) 

- 73,2 Mio. - 1,5 Mio. - 74,7 Mio. 

Performance 4,1 % 2,5 %  

Deckungsgrad 91 % 99 %  
 

31.12.2010 

Deckungslücke 
(CHF) 

- 61,3 Mio. - 0,9 Mio.3) - 62.2 Mio. 

Performance - 2,4 % - 2,4 %  

Deckungsgrad 1)
 86 % 94 %  

31.08.2011 

(Schät-

zung)* Deckungslücke1) 
(CHF) 

- 95 Mio. - 3.6 Mio. - 98.6 Mio.  

 

1)  Grobe unterjährige Schätzung ohne Abschlusszahlen. 
2) Nebst der Deckungslücke der Aktiven ist davon auszugehen, dass auch das gemeinsame Vorsorgewerk der 

Renten in Unterdeckung sein wird. Die Universität Basel partizipiert an dieser Deckungslücke im Umfang ih-
res in diesem Vorsorgewerk geführten Bestands. Hierzu gehen wir per 21. August 2011 von einem – grob 
geschätzten – Anteil von CHF 0,2 Mio. aus. 

3) In diesem Betrag ist eine Position Zinsen von CHF 0,4 Mio. enthalten, welche ebenfalls hälftig aufzuteilen ist. 
 

 
Gemäss den gesetzlichen und vertraglichen Bestimmungen müssen bei beiden Vorsorge-
werken Massnahmen zur Schliessung der Deckungslücke getroffen werden.4 Die Universität 
hat von beiden Pensionskassen entsprechende Aufforderungen erhalten. 
                                                
4 Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG), Art. 65 (SR 831.40). 
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Das Gesetz für die PKBS erfordert bei der Unterschreitung eines Deckungsgrades von 95 % 
zwingend eine Sanierung (unter Beteiligung der Versicherten). Eine solche ist für die Staats-
angestellten von Basel-Stadt im Jahr 2010 durchgeführt worden. Auch die Universität ist von 
der Aufsichtsbehörde der Pensionskasse dringend aufgefordert, ihren Anschlussvertrag zu 
sanieren. Der Anschlussvertrag bei der BLPK ist ebenfalls gemäss Art. 44 des Rahmenreg-
lements für Beitragsprimatpläne der BLPK zu sanieren.  

2. Ziel der Vorlage 
Ziel dieser Vorlage ist es, die Parlamente über den Sanierungsbedarf bei den Vorsorgewer-
ken des Personals der Universität Basel zu informieren und die finanziellen und personalpoli-
tischen Auswirkungen aufzuzeigen. Damit die gesetzlich notwendige Sanierung durchgeführt 
werden kann, wird die Genehmigung der dafür notwendigen Mittel und die Auflösung von 
Rückstellungen beantragt, welche beide Kantone zu diesem Zweck in ihren Staatsrechnun-
gen vorgenommen haben. Damit soll – gemäss dem Finanzierungsschlüssel zwischen Ba-
sel-Stadt und Basel-Landschaft im Leistungsauftrag der Universität – der Arbeitgeberbeitrag 
von 50 % an die Sanierung der Vorsorgewerke finanziert werden. 

3. Massnahmen 

3.1 Sanierungskonzept der Universität 

Der Universitätsrat hat die Regierungen bereits 2008 auf ein drohendes Absinken des De-
ckungsgrades der universitären Vorsorgewerke als Folge des schwierigen finanzpolitischen 
Umfeldes aufmerksam gemacht und die paritätische Vorsorgekommission (Arbeitgeberin 
und Arbeitnehmende) beauftragt, ein Sanierungskonzept auszuarbeiten. Gemäss Vorgabe 
der beiden Regierungen hat die Universität dabei grundsätzlich die gleichen Sanierungs-
massnahmen in Aussicht genommen, welche auch für die Mitarbeitenden des Kantons Ba-
sel-Stadt gelten. Bezüglich des Beitrags an die Sanierung soll keine Besserstellung, aber 
auch keine Schlechterstellung des Universitätspersonals gegenüber dem Staatspersonal 
bestehen.  

3.1.1 Grundsätze des Sanierungskonzepts 

Das Sanierungskonzept der Universität beruht auf folgenden Grundsätzen: 
- Die Sanierungsmassnahmen erfolgen für jede Vorsorgeeinrichtung (PKBS, BLPK) indivi-

duell und getrennt. 
- Die Sanierung des PKBS-Anschlusses erfolgt in Anlehnung an die für den Kanton Basel-

Stadt getroffene Lösung. Für die BLPK gibt es keine Vorgabe. 
- Sofern die Trägerkantone nicht bereit sind, einen höheren Beitrag zu Lasten der Arbeit-

geberin zu übernehmen, beteiligen sich die Universität und die Destinatäre je zur Hälfte 
an der wirtschaftlichen Last der Sanierungsmassnahmen. 

- Die Belastung der Aktiven und Rentenbeziehenden entspricht ihrem jeweiligen Anteil am 
Deckungskapital. 

- Bei der Belastung der Aktiven gibt es keine Differenzierung nach Alter oder Höhe des in-
dividuellen Deckungskapitals (gleiche Belastung in Prozent des versicherten Lohnes). 
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3.1.2 Umsetzung des Sanierungskonzepts 

Für die Pensionskasse des Kantons Basel-Stadt hat der Grosse Rat das neue Pensionskas-
sengesetz und das Sanierungskonzept am 10. März 2010 beschlossen. Für die Sanierung 
kommt eine indirekte Lösung zur Anwendung. Demnach schloss der Kanton Basel-Stadt die 
bestehende Deckungslücke bei den Staatsangestellten durch eine Einmaleinlage. Die 
Staatsangestellten und die Rentenbeziehenden amortisieren die Hälfte der Deckungslücke 
durch einen Lohn- bzw. Teuerungsverzicht über einen Zeitraum von rund 12 Jahren. 
 
Dieses Konzept gilt in den wesentlichen Punkten auch für den Anschlussvertrag mit der Uni-
versität. Da der Anschlussvertrag der Universität bei der PKBS wie erwähnt nicht vollum-
fänglich dem Leistungsplan des Staatspersonals entspricht, weichen die Sanierungsmass-
nahmen für die Universität marginal von jenen des Staatspersonals ab, ohne dass die Versi-
cherten der Universität dadurch privilegiert würden. 
 
Der Universitätsrat hat das Sanierungskonzept für die Universität am 20. Mai 2010 geneh-
migt. Folgende Massnahmen sind vorgesehen (für Details vgl. die Beilage): 
 
- Die Arbeitgeberin leistet eine einmalige Einlage zur Sanierung der gesamten Deckungs-

lücke. 
- Die Arbeitnehmenden und die Rentenbeziehenden amortisieren ihren Anteil an der Sa-

nierung (50 %) über Lohnmassnahmen bzw. die Reduktion des Teuerungsausgleichs auf 
den Renten. 

- Der Arbeitnehmerbeitrag der bei der PKBS versicherten Universitätsmitarbeitenden wird 
für rund 12 Jahre (je nach Entwicklung der Lohnsumme) erhöht. Die Erhöhung beträgt 
rund 1,6 % (von 8,5 % auf 10,1 %). 

- Der Sanierungsbeitrag der Rentenbeziehenden wird durch einen Verzicht auf den Aus-
gleich der Rententeuerung im Umfang von rund 0,5 % p.a. über rund 12 Jahre geleistet. 

- Bei positiver Entwicklung und dem Erreichen einer Wertschwankungsreserve von 15 % 
steht es der Universität frei, die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge zu reduzieren. 
Damit können ab einem Deckungsgrad von 115 % auch die Versicherten der Universität 
und die Arbeitgeberin entlastet werden. (Im Gegensatz zum Kanton Basel-Stadt führt die 
Universität keinen Automatismus ein, der eine sukzessive Reduktion der PK-Beiträge 
von Arbeitnehmenden und Arbeitgeber bei Erreichen eines Deckungsgrades von mehr 
als 110 % vorsieht.) 

 
Da bei der BLPK das Deckungskapital im Verhältnis zu den versicherten Löhnen sehr gering 
ist, kann ohne eine übermässige Belastung der Destinatäre und in Abstimmung mit der 
BLPK eine direkte Sanierung vorgenommen werden. 
- Direkteinlage der Arbeitgeberin für ihren Anteil an der Sanierung (50 %). 
- Zinsverzicht bei den Arbeitnehmenden: Das Vorsorgekapital der Destinatäre wird zu ei-

nem reduzierten Zinssatz verzinst. 

3.2 Sanierungsbeitrag der Trägerkantone 

Beim Arbeitgeberanteil für die Sanierung des Vorsorgewerks handelt es sich um Personal-
kosten. Diese hätten ursprünglich in die Berechnung des Globalbeitrags 2010–2013 der Uni-
versität integriert werden sollen. Im Frühjahr 2009 – als die Parlamentsvorlage für die Leis-
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tungsperiode 2010–2013 von den Regierungen beschlossen wurde – konnten aber weder 
eine verlässliche Kostenschätzung noch ein Sanierungskonzept für die beiden Anschlussver-
träge der Universität vorgelegt werden, weil das neue Pensionskassengesetz von Basel-
Stadt damals noch nicht verabschiedet war. Die Regierungen hatten deshalb in der Vorlage 
unter Ziff. 5.4 darauf hingewiesen, dass im Verlauf der Leistungsperiode 2010–2013 zusätz-
liche Beiträge für die Pensionskasse der Universität Basel beantragt werden müssten (vgl. 
LRV Nr. 2009/122 vom 28. April 2009/Ratschlag 09.0191.01 vom 29. April 2009). Dieser 
Schritt erfolgt nun nach Klärung der offenen Punkte mit dieser Vorlage. 
 
Die Hälfte des zur Behebung der Deckungslücke benötigten Bedarfs wird von den Versicher-
ten der Universität selbst erbracht. Seitens der Träger wäre also, gemessen am Stichtag 31. 
August 2011, ein Arbeitgeberanteil von CHF 49,3 Mio. zu finanzieren. Die Regierungen sind 
übereingekommen, den Arbeitgeberanteil mit einem einmaligen, gemäss der Finanzierungs-
quote für die Universität aufgeteilten Beitrag an die Universität zu leisten. Gemäss Träger-
quote für die Leistungsperiode 2010–2013 übernimmt der Kanton Basel-Landschaft 50,2 % 
und der Kanton BS 49,8 %. Wie eingangs geschildert, waren diese Eckwerte bei der Fest-
setzung des Globalbeitrags 2010–2013 an die Universität noch nicht bekannt.  
 
Im Rahmen des partnerschaftlichen Verfahrens beantragen die beiden Regierungen ihren 
Parlamenten, die Finanzierung des Arbeitgeberanteils für die Sanierung der Anschlussver-
träge der Universität bei den Pensionskassen auf den Zeitpunkt der Gültigkeit beider Par-
lamentsbeschlüsse zu genehmigen. Naturgemäss kann sich dieser Antrag nicht auf eine 
verbindliche Summe beziehen. Für die beantragten Kredite wurden zweckbestimmte Rück-
stellungen in den Staatsrechnungen gebildet. 

4. Erwägungen, Begründungen 

4.1 Eigenmittel der Universität 

Bevor die Kantone zusätzliche Mittel für die Sanierung der universitären Vorsorgewerke 
sprechen, war zu prüfen, ob der Arbeitgeberanteil aus dem Eigenkapital der Universität fi-
nanziert werden kann. 
 
Die Universität weist per Anfang 2011 freies Eigenkapital im Umfang von rund CHF 16,0 
Mio. aus. Das freie Eigenkapital entspricht den kumulierten Jahresergebnissen der Universi-
tät seit ihrer Verselbständigung im Jahr 1996. Mit der in den letzten Jahren erfolgten Erhö-
hung dieser freien Mittel verfügt die Universitätsleitung heute über den minimal notwendigen 
Spielraum, um auch in Zukunft bei kurzfristigen Entwicklungen (z.B. Teuerung, Kürzung von 
Bundesgeldern) handlungsfähig zu bleiben. Der Universitätsrat hat das freie Eigenkapital 
durch eine zurückhaltende Entwicklung der Strategie und eine vorsichtigere Umsetzung der 
im Leistungsauftrag dargelegten Ausbaupläne realisiert, um sicherzustellen, dass die jewei-
lige Leistungsperiode ausgeglichen abgeschlossen werden kann. Diese finanzpolitische Dis-
ziplin der Universität ist zu respektieren. 
 
Das freie Eigenkapital beläuft sich auf rund 2,5 % der Gesamtausgaben der Universität und 
ist damit noch immer als sehr knapp zu beurteilen. Die Regierungen der Trägerkantone sind 
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daher der Auffassung, dass dieses Eigenkapital nicht durch die Sanierung der Vorsorgewer-
ke zu gefährden ist. 

4.2 Paritätische Beteiligung unter Einbezug der Versicherten 

Die vorgesehene Lösung sieht eine paritätische Beteiligung von Arbeitgeberin und Arbeit-
nehmenden bei der Sanierung der Vorsorgewerke vor. Die Mitarbeitenden und Rentenbe-
ziehenden amortisieren durch ihre Beiträge die Hälfte der Sanierungskosten bzw. sie tragen 
– bei günstiger Entwicklung der Kapitalmärkte – zum Aufbau einer Wertschwankungsreser-
ve für die Zukunft bei.  
 
Diese Lösung, die von der personalpolitisch paritätisch besetzten Vorsorgekommission der 
Universität im konstruktiven Dialog ausgehandelt wurde, ist zu würdigen. Dies um so mehr, 
als die personalpolitischen Verhandlungen doppelt belastet waren. Denn für die Überführung 
in die neuen Vorsorgewerke gemäss Universitätsvertrag standen einerseits weniger Mittel 
als bisher zur Verfügung (tiefere Leistungen), andererseits müssen die Vorsorgewerke auf-
grund der Lage an den Finanzmärkten und der fehlenden Schwankungsreserve gleich von 
Beginn weg unter Beteiligung des Personals saniert werden. 
 
Bei der Ausfinanzierung der Deckungslücke gemäss Universitätsvertrag zu Beginn des Jah-
res 2008 und bei der Überführung in die neuen Vorsorgewerke haben die Trägerkantone die 
Universität nicht mit einer Wertschwankungsreserve ausgestattet. Der Universität – und da-
mit dem Personal – wurde jedoch mit der Parlamentsvorlage zum Leistungsauftrag      
2010–2013 in Aussicht gestellt, die Kosten für den Arbeitgeberanteil im Verlauf der Leis-
tungsperiode zu analysieren und den Parlamenten gegebenenfalls zusätzliche Beiträge für 
dessen Deckung zu beantragen.  

5. Ausblick 
Wird der vorliegende Antrag bewilligt, so werden die Anschlussverträge der Universität bei 
der PKBS und der BLPK auf absehbare Zeit zu 100 % ausfinanziert sein. Eine baldige weite-
re Verschlechterung der Börsenlage mit erneutem Absinken des Deckungsgrades unter     
95 % darf nach heutigem Ermessen als unwahrscheinlich taxiert werden, schon allein des-
halb, weil das gegenwärtige Niveau ungewöhnlich tief ist. Sollte sich dennoch wieder eine 
Deckungslücke ergeben, so wäre diese wieder gemäss den gesetzlichen Bestimmungen 
und den dannzumal geltenden Rahmenbedingungen zu schliessen.  

6. Antrag 
Den beiden Parlamenten wird somit beantragt, die Finanzierung des auf den gemäss Trä-
gerquote 2010–2013 auf die Kantone entfallenden Arbeitgeberanteils zur Ausfinanzierung 
der Vorsorgeeinrichtungen der Universität auf das auf den Zeitpunkt der Gültigkeit beider 
Parlamentsbeschlüsse folgende Monatsende sowie die Auflösung der diesbezüglichen 
Rückstellungen zu genehmigen. Die Sanierung ist gemäss dem Konzept der Universität vom 
26. April 2010, aber mit aktualisierten Werten durchzuführen. 

7. Beilage   
 
Konzept zur Sanierung der Personalvorsorgeeinrichtung der Universität vom 26. April 2010 






















